
Katholische Pfarrei St. Marien Wittenberg, 

Mauerstraße 14, 

06886 Lutherstadt-Wittenberg �

Schutzkonzept der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg

Institutionelles Schutzkonzept zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen für die Katholische Pfarrei St. Marien Wittenberg  1

Präambel 

Die Deutsche Bischofskonferenz hat am 18. November 2019 die "Ordnung für den Umgang mit sexuellem 
Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst" beschlossen. Sie tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft. 

Ebenfalls am 18. November 2019 hat die Deutsche Bischofskonferenz die "Rahmenordnung – Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im Bereich 
der Deutschen Bischofskonferenz" beschlossen. Sie tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft. 

Das Bistum Magdeburg hat am 22.09.2015 die Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen für das Bistum Magdeburg erlassen. 

Auf Grund der durchgeführten Risikoanalyse der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg und in 
Anerkennung der Verantwortung und Sorge für das Wohl und den Schutz von Minderjährigen sowie schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen wird auf der Grundlage der Rahmenordnung zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und erwachsenen Schutzbefohlenen im Bereich des Bistums für die 
Katholische Pfarrei St. Marien Wittenberg, unbeschadet weitergehender staatlicher Regelungen, das 
nachfolgende institutionelle Schutzkonzept erlassen: 

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

§ 1 Geltungsbereich 
1. Diese Ordnung gilt für alle rechtlich unterstellten und zugeordneten Personen, Einrichtungen und 

Vereine. 

2. Diese Ordnung gilt auch für alle, die die Räumlichkeiten und Einrichtungen der katholischen Pfarrei St. 
Marien Wittenberg nutzen. 

Diese Ordnung wurde in Anlehnung an die Präventionsordnung vom 22.09.2019 des Bistum 1

Magdeburg erstellt.
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§ 2 Begriffsbestimmungen 
1. Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser Ordnung umfasst neben strafbaren, sexualbezogenen 

Handlungen auch sonstige sexuelle Übergriffe sowie Grenzverletzungen. Sie betreffen alle Verhaltens- 
und Umgangsweisen mit sexuellem Bezug, die gegenüber Einwilligungsunfähigen oder mit 
vermeintlicher Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen den ausdrücklichen Willen der schutz- oder 
hilfebedürftigen Personen erfolgen. Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, Durchführung 
und Geheimhaltung sexualisierter Gewalt. 

2. Strafbare sexualbezogene Handlungen sind Handlungen nach dem 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches 
(StGB) sowie weitere sexualbezogene Straftaten des StGB. 

3. Strafbare sexualbezogene Handlungen nach kirchlichem Recht sind solche gemäß can. 1395 § 2 des 
Codex Iuris Canonici (CIC) in Verbindung mit Art. 6 § 1 des Motu Proprio Sacramentorum Sanctitatis 
Tutela (SST), gemäß can. 1387 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST und gemäß can. 1387 § 1 CIC 
in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 1 SST, soweit sie an Minderjährigen oder Personen begangen werden, 
deren Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist (Art. 6 § 1 n. 1 SST). 

4. Sonstige sexuelle Übergriffe sind nicht lediglich zufällige, sondern beabsichtigte Handlungen unterhalb 
der Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieherischen sowie im betreuenden oder 
pflegerischen Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
unangemessen und grenzüberschreitend sind. 

5. Grenzverletzungen sind einmalige oder gelegentliche Handlungen, die im pastoralen, erzieherischen, 
betreuenden oder pflegerischen Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen unangemessen sind. 

6. Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne dieser Ordnung sind gebrechliche oder kranke 
Personen oder Menschen mit Behinderung gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige, Mitarbeiter  2

sowie ehrenamtlich Tätige eine besondere Sorgepflicht haben, weil sie ihrer Fürsorge oder Obhut 
anvertraut sind und bei denen aufgrund ihrer Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine besondere Gefährdung 
gemäß der Absätze 2 bis 5 besteht. 

7. Mitarbeiter sowie ehrenamtlich Tätige im Sinne dieser Ordnung sind alle Personen ein- schließlich 
Kleriker und Ordensangehörige, die im Rahmen ihrer haupt-, neben- oder ehrenamtlichen Tätigkeit 
Minderjährige oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene beaufsichtigen, betreuen, erziehen, beraten, 
ausbilden oder vergleichbaren Kontakt zu ihnen haben. Soweit eine Ausführungsbestimmung nichts 
Abweichendes regelt, sind Honorarkräfte, Praktikanten, Freiwilligendienstleistende und Menschen in 
Arbeitsgelegenheiten nach dem SGB II auch Mitarbeiter im Sinne dieser Ordnung. 

 Aus Gründen der Lesbarkeit wird in dieser Ordnung mit der männlichen Form sowohl diese (z.B. 2

Mitarbeiter) als auch die weibliche Form (z.B. Mitarbeiterinnen) einschlussweise bezeichnet.w
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Schutzkonzept 

§ 3 Institutionelles Schutzkonzept 
Der Rechtsträger  der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg hat entsprechend den §§ 4 - 11 der 3

Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen für das Bistum Magdeburg ein institutionelles Schutzkonzept zu erstellen. 

Die Einrichtungen und Vereine in der Trägerschaft der Pfarrei, haben für ihren Bereich das institutionelle 
Schutzkonzept der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg umzusetzen. 

§ 4 Persönliche Eignung 
Der Rechtsträger1 der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg trägt Verantwortung dafür, dass nur 
Personen mit der Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung, Beratung oder Ausbildung von Minderjährigen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen betraut werden, die neben der erforderlichen fachlichen auch 
über die persönliche Eignung verfügen. 

Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisieren die Prävention gegen sexualisierte Gewalt im 
Vorstellungsgespräch sowie – der Position und Aufgabe angemessen – in weiteren Personalgesprächen. In der 
Aus- und Fortbildung ist sie Pflichtthema. 

Personen im Sinne von § 2 Absatz 7 dürfen in keinem Fall eingesetzt werden, wenn sie rechtskräftig wegen 
einer in § 2 Absatz 2 oder 3 genannten Straftaten oder nach §§ 121 bis 125, 132, 142, 144, 146, 148, 149 
oder 150 des Strafgesetzbuches der Deutschen Demokratischen Republik verurteilt worden sind. (Anlage C) 

§ 5 Erweitertes Führungszeugnis, Selbstauskunfts- und Verpflichtungserklärung 
Zur Erfüllung ihrer Verpflichtung aus § 4 haben sich kirchliche Rechtsträger von Personen gemäß § 2 Absatz 
7 bei der Einstellung bzw. Beauftragung und nachfolgend im regelmäßigen Abstand von fünf Jahren 
entsprechend den gesetzl ichen und arbei tsrechtl ichen Regelungen, insbesondere des 
Bundeskinderschutzgesetzes, sowie der zu diesem Paragrafen zu erlassenden Ausführungsbestimmungen ein 
erweitertes Führungszeugnis nach § 30a Absatz 1 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) vorlegen zu lassen. 
Unterbeachtung der Datenschutzverordnung des Bistums Magdeburg. 

Für ehrenamtlich Tätige gilt § 72a Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) entsprechend. (Anlage C) 

Ebenso haben sie sich einmalig eine Selbstauskunfts- und Verpflichtungserklärung da- hingehend vorlegen zu 
lassen, dass die betreffende Person nicht wegen einer in § 2 Absätze 2 oder 3 und § 4 Absatz 3 oder nach §§ 
121 bis 125, 132, 142, 144, 146, 148, 149 oder 150 des Strafgesetzbuches der Deutschen Demokratischen 
Republik genannten Straftaten verurtei l t und auch insoweit kein Ermitt lungs- bzw. 
Voruntersuchungsverfahren gegen sie eingeleitet worden ist. Darüber hinaus beinhaltet die Selbstauskunfts- 
und Verpflichtungserklärung die Verpflichtung, die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens dem Rechtsträger 
unverzüglich mitzuteilen. 

Die Verpflichtung nach Absatz 1 und 3 gilt unabhängig vom Beschäftigungsumfang, ins- besondere im 
Hinblick auf folgende Personengruppen: 

Kleriker einschließlich der Kandidaten für das Weiheamt, 
Ordensangehörige oder Mitarbeiter in einem Gestellungs- oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis im 
Jurisdiktionsbereich der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg, 
Gemeindereferenten sowie Anwärter auf diese Berufe und ehrenamtliche Mitarbeiter, bei denen die 
Möglichkeit besteht, dass sie mit den in §2 genannten Personen in Kontakt kommen. 

 Rechtsträger der Pfarrei ist der Kirchenvorstand3
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§ 6 Verfahren 
Das nach § 5 vorzulegende erweiterte Führungszeugnis ist unmittelbar nach Zugang von der für die jeweilige 
Einrichtung zuständigen Personal verwaltenden Stelle  zu prüfen und danach entsprechend den 4

Bestimmungen des kirchlichen Datenschutzes zu verwahren. Die für die jeweilige Einrichtung Personal 
verwaltende Stelle überwacht die Einhaltung der Fünf- Jahres-Frist nach § 5 Absatz 1. 

Die durch die Beantragung und Vorlage des erweiterten Führungszeugnisses entstandenen Kosten sind vom 
Rechtsträger zu erstatten. Dies gilt nicht, wenn das Zeugnis im Rahmen einer Einstellungsbewerbung 
erstmalig vorgelegt wird. Die Höhe der Kosten ist in geeigneter Form zu belegen. 

§ 7 Verhaltenskodex 
Der Rechtsträger der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg gewährleistet, dass verbindliche 
Verhaltensregeln, die ein fachlich adäquates Nähe-Distanz-Verhältnis und einen respektvollen Umgang und 
eine offene Kommunikationskultur gegenüber den Minderjährigen sowie gegenüber schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen sicherstellen (Verhaltenskodex), im jeweiligen Arbeitsbereich partizipativ 
erstellt werden. 

Der Verhaltenskodex hat den von der zuständigen Koordinationsstelle zur Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt festgelegten Standards zu entsprechen. 

Der Verhaltenskodex sowie die Sanktionen bei Nichteinhaltung sind vom Rechtsträger in geeigneter Weise zu 
veröffentlichen. 

Der Verhaltenskodex ist von den Personen gemäß § 2 Absatz 7 durch Unterzeichnung anzuerkennen. Die 
Unterzeichnung ist verbindliche Voraussetzung für eine An- und Einstellung, für eine Weiterbeschäftigung 
sowie für die Beauftragung zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 

Den Einrichtungen, Vereinen und Organisationen, die in der Trägerschaft der katholischen Pfarrei St. Marien 
Wittenberg sind, bleibt es unbenommen, im Einklang mit den geltenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
über den Verhaltenskodex hinaus Dienstanweisungen und hausinterne Regelungen zu erlassen. 

Der Verhaltenskodex und Sanktionen der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg befindet sich in der 
Anlage A1a & b und A2 dieses Intitutionellen Schutzkonzeptes. 

§ 8 Beschwerdewege 
Jeder Person gem. §2 die einen Verstoß gegen das institutionellen Schutzkonzept melden, können sich an die 
folgenden Meldewege nutzen: 
Präventionsfachkraft des Bistum Magdeburg 
Missbrauchsbeauftragte des Bistums Magdeburg 
Kirchenvorstand der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg 
Leiter der Einrichtungen 
Vorstände der Vereine 
Hauptamtliche Mitarbeiter der katholischen Pfarrei St. Wittenberg 
Beratungsstellen des Bistum Magdeburg 
nicht kirchliche Beratungsstellen 

Die Anschriften der Personen befinden sich in der Anlage B. 

 Personal verwaltende Stelle ist der Kirchenvorstand oder eine von ihm Bestellte Person, die sich um die in 4

der Pfarrei angestellten Personen kümmert.
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§ 9 Qualitätsmanagement 
Der Rechtsträger der Pfarrei trägt Verantwortung dafür, dass Maßnahmen zur Prävention nachhaltig 
Beachtung finden und fester Bestandteil ihres Qualitätsmanagements sind. Hierzu gehört auch die 
Nachsorge. 

§ 10 Aus- und Fortbildung 
Der Rechtsträger der Pfarrei trägt Verantwortung dafür, dass die Prävention gegen sexualisierte Gewalt an 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen integraler Bestandteil der Aus- und 
Fortbildung aller Mitarbeiter sowie ehrenamtlich Tätigen im Sinne von § 2 Absatz 7 ist. 

Dies erfordert Schulungen, insbesondere zu Fragen von angemessenem Nähe- und Distanzverhältnis, 
Strategien von Tätern, 
Psychodynamiken der Opfer, 
Dynamiken in Institutionen sowie begünstigenden institutionellen Strukturen, Straftatbeständen und weiteren 
einschlägigen rechtlichen Bestimmungen, eigener emotionaler und sozialer Kompetenz, 
Kommunikations- und Konfliktfähigkeit, Verfahrenswegen bei Anzeichen sexualisierter Gewalt, 
Information zu notwendigen und angemessenen Hilfen für von sexualisierter Gewalt Betroffenen, ihren 
Angehörigen und die betroffenen Institutionen, 
sexualisierter Gewalt von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen an anderen 
Minderjährigen und/oder schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen. 

§ 11 Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
Geeignete Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
(Primärprävention) sind durch den Rechtsträger der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg zu 
entwickeln. 

Die Einrichtungen und Vereine die sich in Rechtsträgerschaft der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg, 
haben für ihren Zuständigkeitsbereich Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und Schutz- oder 
Hilfsbedürftigen Erwachsenen. 
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Koordination zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
§ 12 Präventionsbeauftragter 
Der Rechtsträger der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg bestellt einen Präventionsbeauftragten. Dies 
ist eine in Präventionsfragen geschulte Person, die den Rechtsträger der katholischen Pfarrei St. Marien 
Wittenberg bei der Umsetzung des institutionellen Schutzkonzeptes berät und unterstützt. Die Bestellung 
erfolgt für einen Zeitraum von fünf Jahren. Die Wiederbestellung ist möglich. 

Mehrere kirchliche Rechtsträger können gemeinsam einen Präventionsbeauftragten bestellen. 

Der Präventionsbeauftragte der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg ist zum gegenseitigen Austausch 
und zur Abstimmung mit der Präventionsfachkraft des Bistums Magdeburg verpflichtet. 

Rechtsfolgen 
§ 14 Förderungsfähigkeit 
Rechtsträger gemäß § 1 Absatz 2, die diese Institutionelles Schutzkonzept nicht zur Anwendung bringen oder 
auch kein eigenes, von der diözesanen Koordinationsstelle als gleichwertig anerkanntes Regelungswerk 
haben, werden bei der Vergabe von Zuschüssen nicht berücksichtigt. 

Schlussbestimmungen 
§ 15 Ausführungsbestimmungen 
Die zur Ausführung dieses institutionellen Schutzkonzeptes erforderlichen Regelungen trifft der 
Kirchenvorstand der katholischen Pfarrei St. Marien. 

§ 16 Inkrafttreten 
Diese Institutionelle Schutzkonzept zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und 
Schutz- und Hilfsbedürftigen Erwachsenen für die katholische Pfarrei S. Marien Wittenberg tritt zum 01. 
April 2020 in Kraft. 

Lutherstadt-Wittenberg, den 11. März 2020 

im Original gezeichnet   im Original gezeichnet  im Original gezeichnet 

              
Vorsitzender des Kirchenvorstandes  Mitglied Kirchenvorstand  Mitglied Kirchenvorstand 
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Anlage A1  
Verhaltenskodex der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg 

Für den Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, gilt für die katholische 
Pfarrei St. Marien der folgende Verhaltenskodex: 

Grundlage all unserem Handeln gelten die christlichen Gebote von Mt 5, 21-48 („Wenn ihr jedoch das 
königliche Gesetz gemäß der Schrift erfüllt: Du sollst deinen Nächsten lieben wie dich selbst!, dann handelt ihr 
recht.“ Jak 2,8) und „Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland“ im Schwerpunkt die 
Grundrechte Art. 1 bis 6 und die Europäische Menschenrechtskonvention 

„21 Ihr habt gehört, dass zu den Alten gesagt worden ist: Du sollst nicht töten; wer aber jemanden tötet, soll 
dem Gericht verfallen sein. 22 Ich aber sage euch: Jeder, der seinem Bruder auch nur zürnt, soll dem 
Gericht verfallen sein; und wer zu seinem Bruder sagt: Du Dummkopf!, soll dem Spruch des Hohen Rates 
verfallen sein; wer aber zu ihm sagt: Du Narr!, soll dem Feuer der Hölle verfallen sein. 23 Wenn du deine 
Opfergabe zum Altar bringst und dir dabei einfällt, dass dein Bruder etwas gegen dich hat, 24 so lass deine 
Gabe dort vor dem Altar liegen; geh und versöhne dich zuerst mit deinem Bruder, dann komm und opfere 
deine Gabe! 25 Schließ ohne Zögern Frieden mit deinem Gegner, solange du mit ihm noch auf dem Weg zum 
Gericht bist! Sonst wird dich dein Gegner vor den Richter bringen und der Richter wird dich dem 
Gerichtsdiener übergeben und du wirst ins Gefängnis geworfen. 26 Amen, ich sage dir: Du kommst von dort 
nicht heraus, bis du den letzten Pfennig bezahlt hast. 27 Ihr habt gehört, dass gesagt worden ist: Du sollst 
nicht die Ehe brechen. 28 Ich aber sage euch: Jeder, der eine Frau ansieht, um sie zu begehren, hat in 
seinem Herzen schon Ehebruch mit ihr begangen. 29 Wenn dich dein rechtes Auge zum Bösen verführt, dann 
reiß es aus und wirf es weg! Denn es ist besser für dich, dass eines deiner Glieder verloren geht, als dass 
dein ganzer Leib in die Hölle geworfen wird. 30 Und wenn dich deine rechte Hand zum Bösen verführt, dann 
hau sie ab und wirf sie weg! Denn es ist besser für dich, dass eines deiner Glieder verloren geht, als dass dein 
ganzer Leib in die Hölle kommt. 31 Ferner ist gesagt worden: Wer seine Frau aus der Ehe entlässt, muss ihr 
eine Scheidungsurkunde geben. 32 Ich aber sage euch: Wer seine Frau entlässt, obwohl kein Fall von 
Unzucht vorliegt, liefert sie dem Ehebruch aus; und wer eine Frau heiratet, die aus der Ehe entlassen worden 
ist, begeht Ehebruch. 33 Ihr habt gehört, dass zu den Alten gesagt worden ist: Du sollst keinen Meineid 
schwören, und: Du sollst halten, was du dem Herrn geschworen hast. 34 Ich aber sage euch: Schwört 
überhaupt nicht, weder beim Himmel, denn er ist Gottes Thron, 35 noch bei der Erde, denn sie ist der 
Schemel seiner Füße, noch bei Jerusalem, denn es ist die Stadt des großen Königs! 36 Auch bei deinem 
Haupt sollst du nicht schwören; denn du kannst kein einziges Haar weiß oder schwarz machen. 37 Eure 
Rede sei: Ja ja, nein nein; was darüber hinausgeht, stammt vom Bösen. 38 Ihr habt gehört, dass gesagt 
worden ist: Auge für Auge und Zahn für Zahn. 39 Ich aber sage euch: Leistet dem, der euch etwas Böses antut, 
keinen Widerstand, sondern wenn dich einer auf die rechte Wange schlägt, dann halt ihm auch die andere 
hin! 40 Und wenn dich einer vor Gericht bringen will, um dir das Hemd wegzunehmen, dann lass ihm auch 
den Mantel! 41 Und wenn dich einer zwingen will, eine Meile mit ihm zu gehen, dann geh zwei mit ihm! 42 
Wer dich bittet, dem gib, und wer von dir borgen will, den weise nicht ab! 43 Ihr habt gehört, dass gesagt 
worden ist: Du sollst deinen Nächsten lieben und deinen Feind hassen. 44 Ich aber sage euch: Liebt eure 
Feinde und betet für die, die euch verfolgen, 45 damit ihr Kinder eures Vaters im Himmel werdet; denn er 
lässt seine Sonne aufgehen über Bösen und Guten und er lässt regnen über Gerechte und Ungerechte. 46 
Wenn ihr nämlich nur die liebt, die euch lieben, welchen Lohn könnt ihr dafür erwarten? Tun das nicht auch 
die Zöllner? 47 Und wenn ihr nur eure Brüder grüßt, was tut ihr damit Besonderes? Tun das nicht auch die 
Heiden? 48 Seid also vollkommen, wie euer himmlischer Vater vollkommen ist!“ Mt 5, 21-48 
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Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Artikel 1 bis 6: 

Art 1 (1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. (2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen 
Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der 
Welt. (3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung 
als unmittelbar geltendes Recht. 

Art 2(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte 
anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. (2) Jeder hat 
das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte 
darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 

Art 3 (1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. (2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat 
fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die 
Beseitigung bestehender Nachteile hin. (3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, 
seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder 
politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung 
benachteiligt werden. 

Art 4 (1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen 
Bekenntnisses sind unverletzlich. (2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. (3) Niemand 
darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. Das Nähere regelt ein 
Bundesgesetz. 

Art 5 (1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und 
sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der 
Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. (2) Diese 
Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen 
zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre. (3) Kunst und Wissenschaft, Forschung 
und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. 

Art 6 (1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. (2) Pflege und 
Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über 
ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. (3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen 
Kinder nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten 
versagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 
(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. (5) Den unehelichen 
Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwicklung 
und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 

Europäische Menschenrechtskonvention 
Artikel 6 
(2) Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als 
unschuldig. 
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Anlage A1b  
erweiterter Verhaltenskodex der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg 
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Gestaltung von Nähe und Distanz 
Wir gehen achtsam mit Nähe und Distanz um. Wir respektieren die Intimsphäre 
und die persönlichen Grenzen der Schutzbefohlenen. 
Wir pflegen keine besonderen Freundschaften zu einzelnen Kindern und 
Jugendlichen und bevorzugen niemanden.

Sprache und Wortwahl 
Wir reden wertschätzend miteinander und achten auch auf wertschätzende 
Kommunikation zwischen den Schutzbefohlenen. Verletzungen und 
Demütigungen durch Worte sowie sexualisierte oder gewalttätige Sprache lassen 
wir nicht zu. Bei sprachlichen Grenzverletzungen schreiten wir ein. Die 
Schutzbefohlenen werden mit ihrem Vornamen und nicht mit ihrem Kose- oder 
Spitznamen angesprochen.

Geschlechtliche Trennung 
Kinder und Jugendliche schlafen geschlechtergetrennt ohne Aufsichtsperson im 
Zimmer. Ausnahmen aufgrund räumlicher Gegenbenheiten sind vor der 
Veranstaltung zu klären und bedürfen der Zustimmung der 
Erziehungsberechtigten und des Rechtsträgers. 
Der Aufenthalt mit einzelnen Kindern und Jugendlichen in diesen Räumen ist 
nicht erlaubt, außer im Notfall (z. B. Erste-Hilfe-Leistung und bei 
Gefahrensituationen).

Beachtung der Privatsphäre 
Die Zimmer der Kinder und Jugendlichen sind als deren Privat- bzw. 
Intimsphäre zu akzeptieren. Die Aufsichtspersonen betreten diese mit 
entsprechendem Respekt, wie z. Bsp. mit Anklopfen. Das gilt auch für das 
Verhalten der Schutzbefohlenen untereinander, worauf wir achten.

Angemessenheit von Körperkontakt 
Bei körperlichen Berührungen, die in der Arbeit mit Menschen nicht 
auszuschließen sind, sind wir besonders achtsam. Diese setzt in jedem Fall die 
Zustimmung des Schutzbefohlenen voraus. 
Ablehnung muss ausnahmslos respektiert werden. Bei trostsuchenden 
Schutzbefohlenen helfen wir mit Worten.

Umgang mit und Nutzung von Medien und sozialen Netzwerken 
Die Auswahl von Filmen, Fotos, Spielen und Materialien muss im Sinne eines 
achtsamen Umgangs miteinander  und im Einklang mit dem Jugendschutzgesetz 
sorgsam getroffen werden. 
Alle Inhalte die nicht dem Jugendschutzgesetz Abschnitt 3 entsprechen (z. B. 
pornografischer, Gewalt verherrlichender, verfassungsfeindlich Art usw.), sind  
auf allen Medien verboten. 
Die Nutzung von sozialen Netzwerken ist nur im Rahmen der gültigen Regeln 
und Geschäftsbedingungen zulässig.

Fotografieren und Filmen 
Fotos oder Videos ohne Einverständnis des Schutzbefohlenen oder ihrer 
rechtlichen Vertreter sind verboten, ebenso die Veröffentlichung dieser in 
sozialen Netzwerken etc..



Katholische Pfarrei St. Marien Wittenberg, 

Mauerstraße 14, 

06886 Lutherstadt-Wittenberg �

Schutzkonzept der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg

Ich bestätige, dass ich über die Inhalte des "Institutionellen Schutzkonzeptes zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen für die Katholische 
Pfarrei St. Marien Wittenberg" informiert wurde und dass ich den Verhaltenskodex der katholischen Pfarrei 
St. Marien Wittenberg verbindlich anerkenne. 

              
Ort, Datum   Name, Vorname    Unterschrift  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Zulässigkeit von Geschenken 
Wir bevorzugen keine Schutzbefohlenen durch Geschenke. Geschenke an 
einzelne sind nicht erlaubt.

Beachtung der Intimsphäre 
Sanitärbereiche sind ganz besondere intime und besonders zu schützende 
Bereiche der Schutzbefohlenen. Der gemeinsame Aufenthalt von Erwachsenen 
und Schutzbefohlenen im Sanitärbereich ist nicht erlaubt, außer im Notfall (z. B. 
Erste-Hilfe-Leistung und bei Gefahrensituationen).

Disziplinarmaßnahmen 
Erzieherische Maßnahmen müssen - wenn überhaupt notwendig - im direkten 
Bezug zum Fehlverhalten stehen und für den Betroffenen plausibel sein. Diese 
dürfen nur durch die zuständige Leitung ausgesprochen werden.

Umgang bei Verstoß gegen den Verhaltenskodex 
Die Nichteinhaltung des Verhaltenskodex bedarf eines Gespräches mit der 
zuständigen Leitung der Veranstaltung. Je nach Schwere des Verstoßes kann der 
Ausschluss von der entsprechenden Veranstaltung erfolgen.

Meldung von Verstößen 
Verstöße gegen das Institutionelle Schutzkonzept der katholischen Pfarrei St. 
Marien Wittenberg sind unverzüglich sowohl der Leitung der Veranstaltung 
sowie dem dafür Adressaten zu melden.
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Schutzkonzept der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg

Anlage A2  
Sanktionen der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg 

Bei Nichteinhaltung des Verhaltenskodex und dadurch auftretenden Handlungen gem. §2 „Institutionelles 
Schutzkonzept zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen für die katholische Pfarrei St. Marien Wittenberg“ wird dieses an die 
zuständigen Behörden weitergeleitet. Bis zur Klärung des Vorfalls darf die beschuldigte Person ihre Tätigkeit 
mit der in §2 Abs. 6 genannten Personen nicht mehr ausüben.  

Bei Verdachtsfällen darf die beschuldigte Person ihre Tätigkeiten gemäß §2 Abs. 6 nicht mehr ausüben. Der 
Kirchenvorstand als Rechtsträger der Pfarrei hat in Zusammenarbeit mit der Präventionsbeauftragten der 
Pfarrei dem Verdacht nachzugehen und bei Bestätigung des Verdachtes umgehend die zuständigen Behörden 
zu informieren. 
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Katholische Pfarrei St. Marien Wittenberg, 

Mauerstraße 14, 

06886 Lutherstadt-Wittenberg �

Schutzkonzept der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg

Anlage B 
Adressen der Ansprechpartner gem. §8 

Präventionsbeauftragte des Bistums Magdeburg 
Lydia Schmitt 
Bischöfliches Ordinariat Magdeburg Max-Josef-Metzger-Straße 1 
39104 Magdeburg  
TEL. 0391-5961189 

Missbrauchsbeauftragte des Bistums Magdeburg 
Dr. Nikolaus Särchen Bosse Klinik 
Hans-Luft-Straße 
06886 Lutherstadt-Wittenberg 
TEL. 03491-476331 
Mobil 01637749926 

Kirchenvorstand der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg 
Pfarramt St. Marien Wittenberg  
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03491-6285839 

Leiter Kindertagesstätte St. Josef  
Kindertagesstätte St. Josef  
Bürgermeisterstraße 10 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03491-6285830 

Vorstand Förderverein "Gemeindehaus Wittenberg e. V."  
Pfarramt St. Marien Wittenberg  
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03491-6285839 

Vorstand Karnevalsverein Pfarramt St. Marien Wittenberg 
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03491-6285839 

Vorstand Förderverein "Hl. Geist" Jessen e. V." 
Pfarramt St. Marien Wittenberg  
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03537-212612 

Netzwerk Leben 
Pfarramt St. Marien Wittenberg  
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03491-6285839 
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Schutzkonzept der katholischen Pfarrei St. Marien Wittenberg

Pfarrer Markus Lorek  
Pfarramt St. Marien Wittenberg  
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03491-6285815 

Vikar Marcel Liebing  
Pfarramt St. Marien Wittenberg  
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03491-6285825 

Gemeindereferentin Andrea Meyer  
Pfarramt St. Marien Wittenberg  
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03537-212612 

Gemeindereferentin Sr. M. Mechthild Görge 
Pfarramt St. Marien Wittenberg  
Mauerstraße 14 
06886 Lutherstadt-Wittenberg  
TEL. 03491-6285824 

Unabhängiger Beauftragter für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs – Der Bundesregierung 
https://www.hilfeportal-missbrauch.de/startseite.html 
https://beauftragter-missbrauch.de 

Telefonseelsorge 
TEL. 08001110111 oder 08001110222 

Kinder- und Jugendtelefon  
TEL. 116111 
https://www.nummergegenkummer.de/kinder-und-jugendtelefon.html 
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Anlage C  
Gesetzestexte 

Sozialgesetzbuch (SGB)- Achtes Buch (VIII) -Kinder- und Jugendhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes v. 26.06.1990, BGBl. I S. 1163) 

§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder 
vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i, 201 a Absatz 3, den 
§§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstellung oder 
Vermittlung und in regelmäßigen Abständen von den betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a Absatz 1 des 
Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die 
wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen. 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen 
einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder 
Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
über die Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit 
Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des 
§ 54 sicherstellen, dass unter deren Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 
rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht 
oder ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit den Trägern der freien Jugendhilfe 
Vereinbarungen über die Tätigkeiten schließen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser 
Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 4 eingesehenen Daten nur den Umstand, dass Einsicht in ein 
Führungszeugnis genommen wurde, das Datum des Führungszeugnisses und die Information erheben, ob die das Führungszeugn is betreffende 
Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist. Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese 
erhobenen Daten nur speichern, verändern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der Personen von der Tätigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme in 
das Führungszeugnis gewesen ist, erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind unverzüglich zu löschen, wenn im 
Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten spätestens 
drei Monate nach der Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 

Strafgesetzbuch (StGB) 
Dreizehnter Abschnitt 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

§ 174 Sexueller Mißbrauch von Schutzbefohlenen 
Wer sexuelle Handlungen  
1.an einer Person unter sechzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der Lebensführung anvertraut ist,  
2. an einer Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der Lebensführung anvertraut oder im Rahmen 
eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, unter Mißbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit oder 
3. an einer Person unter achtzehn Jahren, die sein leiblicher oder rechtlicher Abkömmling ist oder der seines Ehegatten, seines Lebenspartners oder 
einer Person, mit der er in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebt, 
vornimmt oder an sich von dem Schutzbefohlenen vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird eine Person bestraft, der in einer dazu bestimmten Einrichtung die Erziehung, 
Ausbildung oder Betreuung in der Lebensführung von Personen unter achtzehn Jahren anvertraut ist, und die sexuelle Handlungen 
1. an einer Person unter sechzehn Jahren, die zu dieser Einrichtung in einem Rechtsverhältnis steht, das ihrer Erziehung, Ausbildung oder Betreuung 
in der Lebensführung dient, vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt oder 
2. unter Ausnutzung ihrer Stellung an einer Person unter achtzehn Jahren, die zu dieser Einrichtung in einem Rechtsverhältnis steht, das ihrer 
Erziehung, Ausbildung oder Betreuung in der Lebensführung dient, vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt. 
Wer unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 oder 2  
 1. sexuelle Handlungen vor dem Schutzbefohlenen vornimmt oder  
 2. den Schutzbefohlenen dazu bestimmt, daß er sexuelle Handlungen vor ihm vornimmt, 
 um sich oder den Schutzbefohlenen hierdurch sexuell zu erregen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 
In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, des Absatzes 2 Nummer 1 oder des Absatzes 3 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 1 od er mit Absatz 2 
Nummer 1 kann das Gericht von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen, wenn das Unrecht der Tat gering ist. 

§ 174a Sexueller Mißbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen 
Wer sexuelle Handlungen an einer gefangenen oder auf behördliche Anordnung verwahrten Person, die ihm zur Erziehung, Ausbildung, 
Beaufsichtigung oder Betreuung anvertraut ist, unter Mißbrauch seiner Stellung vornimmt oder an sich von der gefangenen oder verwahrten Person 
vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer eine Person, die in einer Einrichtung für kranke oder hilfsbedürftige Menschen aufgenommen und ihm zu r Beaufsichtigung 
oder Betreuung anvertraut ist, dadurch mißbraucht, daß er unter Ausnutzung der Krankheit oder Hilfsbedürftigkeit dieser Person sexuelle Handlungen 
an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt. 
Der Versuch ist strafbar. 

§ 174b Sexueller Mißbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung 
Wer als Amtsträger, der zur Mitwirkung an einem Strafverfahren oder an einem Verfahren zur Anordnung einer freiheitsentziehenden Maßregel der 
Besserung und Sicherung oder einer behördlichen Verwahrung berufen ist, unter Mißbrauch der durch das Verfahren begründeten Abhängigkeit 
sexuelle Handlungen an demjenigen, gegen den sich das Verfahren richtet, vornimmt oder an sich von dem anderen vornehmen läßt, wird mit 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 
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§ 174c Sexueller Mißbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses 
Wer sexuelle Handlungen an einer Person, die ihm wegen einer geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung einschließlich einer 
Suchtkrankheit oder wegen einer körperlichen Krankheit oder Behinderung zur Beratung, Behandlung oder Betreuung anvertraut ist, unter Mißbrauch 
des Beratungs-, Behandlungs- oder Betreuungsverhältnisses vornimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt, wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer sexuelle Handlungen an einer Person, die ihm zur psychotherapeutischen Behandlung anvertraut ist, unter Mißbrauch des 
Behandlungsverhältnisses vornimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt. 
Der Versuch ist strafbar. 

§ 175 (weggefallen) 

§ 176 Sexueller Mißbrauch von Kindern 
Wer sexuelle Handlungen an einer Person unter vierzehn Jahren (Kind) vornimmt oder an sich von dem Kind vornehmen läßt, wird mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer ein Kind dazu bestimmt, daß es sexuelle Handlungen an einem Dritten vornimmt oder von einem Dritten an sich 
vornehmen läßt. 
In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr zu erkennen. 
Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer 1. 
sexuelle Handlungen vor einem Kind vornimmt, 2. 
ein Kind dazu bestimmt, dass es sexuelle Handlungen vornimmt, soweit die Tat nicht nach Absatz 1 oder Absatz 2 mit Strafe bedroht ist, 3. 
auf ein Kind mittels Schriften (§ 11 Absatz 3) oder mittels Informations- oder Kommunikationstechnologie einwirkt, um  
a) das Kind zu sexuellen Handlungen zu bringen, die es an oder vor dem Täter oder einer dritten Person vornehmen oder von dem Täter oder einer 
dritten Person an sich vornehmen lassen soll, oder 
b) um eine Tat nach § 184b Absatz 1 Nummer 3 oder nach § 184b Absatz 3 zu begehen, oder 4. 
auf ein Kind durch Vorzeigen pornographischer Abbildungen oder Darstellungen, durch Abspielen von Tonträgern pornographischen Inhalts, durch 
Zugänglichmachen pornographischer Inhalte mittels Informations- und Kommunikationstechnologie oder durch entsprechende Reden einwirkt. 
Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer ein Kind für eine Tat nach den Absätzen 1 bis 4 anbietet oder nachzuweisen 
verspricht oder wer sich mit einem anderen zu einer solchen Tat verabredet. 
Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 4 Nr. 3 und 4 und Absatz 5. 

§ 176a Schwerer sexueller Mißbrauch von Kindern 
Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft, wenn der Täter 
innerhalb der letzten fünf Jahre wegen einer solchen Straftat rechtskräftig verurteilt worden ist. 
Der sexuelle Missbrauch von Kindern wird in den Fällen des § 176 Abs. 1 und 2 mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren bestraft, wenn  
1. eine Person über achtzehn Jahren mit dem Kind den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle Handlungen an ihm vornimmt oder an sich von ihm 
vornehmen lässt, die mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind, 
2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird oder  
3. der Täter das Kind durch die Tat in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung oder einer erheblichen Schädigung der körperlichen oder 
seelischen Entwicklung bringt. 
Mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren wird bestraft, wer in den Fällen des § 176 Abs. 1 bis 3, 4 Nr. 1 oder Nr. 2 oder des § 176 Abs. 6 als Täter 
oder anderer Beteiligter in der Absicht handelt, die Tat zum Gegenstand einer pornographischen Schrift (§ 11 Abs. 3) zu machen, die nach 
§ 184b Absatz 1 oder 2 verbreitet werden soll. 
In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des Absatzes 2 auf 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 
Mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren wird bestraft, wer das Kind in den Fällen des § 176 Abs. 1 bis 3 bei der Tat körperlich schwer misshandelt 
oder durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt. 
In die in Absatz 1 bezeichnete Frist wird die Zeit nicht eingerechnet, in welcher der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden 
ist. Eine Tat, die im Ausland abgeurteilt worden ist, steht in den Fällen des Absatzes 1 einer im Inland abgeurteilten Tat gleich, wenn sie nach 
deutschem Strafrecht eine solche nach § 176 Abs. 1 oder 2 wäre. 

§ 176b Sexueller Mißbrauch von Kindern mit Todesfolge 
Verursacht der Täter durch den sexuellen Mißbrauch (§§ 176 und 176a) wenigstens leichtfertig den Tod des Kindes, so ist die Strafe lebenslange 
Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren. 

§ 177 Sexueller Übergriff; sexuelle Nötigung; Vergewaltigung 
Wer gegen den erkennbaren Willen einer anderen Person sexuelle Handlungen an dieser Person vornimmt oder von ihr vornehmen lässt oder diese 
Person zur Vornahme oder Duldung sexueller Handlungen an oder von einem Dritten bestimmt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer sexuelle Handlungen an einer anderen Person vornimmt oder von ihr vornehmen lässt oder diese Person zur Vornahme oder 
Duldung sexueller Handlungen an oder von einem Dritten bestimmt, wenn 
1. der Täter ausnutzt, dass die Person nicht in der Lage ist, einen entgegenstehenden Willen zu bilden oder zu äußern,  
2. der Täter ausnutzt, dass die Person auf Grund ihres körperlichen oder psychischen Zustands in der Bildung oder Äußerung des Willens erheblich 
eingeschränkt ist, es sei denn, er hat sich der Zustimmung dieser Person versichert, 
3. der Täter ein Überraschungsmoment ausnutzt,  
4. der Täter eine Lage ausnutzt, in der dem Opfer bei Widerstand ein empfindliches Übel droht, oder 
5. der Täter die Person zur Vornahme oder Duldung der sexuellen Handlung durch Drohung mit einem empfindlichen Übel genötigt hat. 
Der Versuch ist strafbar. 
Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn die Unfähigkeit, einen Willen zu bilden oder zu äußern, auf einer Krankheit oder 
Behinderung des Opfers beruht. 
Auf Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr ist zu erkennen, wenn der Täter  
1. gegenüber dem Opfer Gewalt anwendet,  
2. dem Opfer mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben droht oder  
3. eine Lage ausnutzt, in der das Opfer der Einwirkung des Täters schutzlos ausgeliefert ist. 
In besonders schweren Fällen ist auf Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren zu erkennen. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
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1. der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht oder vollziehen lässt oder ähnliche sexuelle Handlungen an dem Opfer vornimmt oder von ihm 
vornehmen lässt, die dieses besonders erniedrigen, insbesondere wenn sie mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind (Vergewaltigung), oder 
2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird. 
Auf Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter  
 1. eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich führt,  
 2. sonst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den Widerstand einer anderen Person durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu   
verhindern oder zu überwinden, oder 
3. das Opfer in die Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung bringt. 
Auf Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren ist zu erkennen, wenn der Täter  
 1. bei der Tat eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug verwendet oder  
 2. das Opfer 
  a) bei der Tat körperlich schwer misshandelt oder  
  b) durch die Tat in die Gefahr des Todes bringt. 
In minder schweren Fällen der Absätze 1 und 2 ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu drei Jahren, in minder schweren Fällen der Absätze 4 
und 5 ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren, in minder schweren Fällen der Absätze 7 und 8 ist auf Freiheitsstrafe von einem Jahr 
bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

§ 178 Sexueller Übergriff, sexuelle Nötigung und Vergewaltigung mit Todesfolge 
Verursacht der Täter durch den sexuellen Übergriff, die sexuelle Nötigung oder Vergewaltigung (§ 177) wenigstens leichtfertig den Tod des Opfers, so 
ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren. 

§ 179 (weggefallen) 

§ 180 Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 
Wer sexuellen Handlungen einer Person unter sechzehn Jahren an oder vor einem Dritten oder sexuellen Handlungen eines Dritten an einer Person 
unter sechzehn Jahren 
1. durch seine Vermittlung oder  
2. durch Gewähren oder Verschaffen von Gelegenheit 
Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Satz 1 Nr. 2 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für die 
Person Berechtigte handelt; dies gilt nicht, wenn der Sorgeberechtigte durch das Vorschubleisten seine Erziehungspflicht gröblich verletzt. 
Wer eine Person unter achtzehn Jahren bestimmt, sexuelle Handlungen gegen Entgelt an oder vor einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten 
an sich vornehmen zu lassen, oder wer solchen Handlungen durch seine Vermittlung Vorschub leistet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 
Wer eine Person unter achtzehn Jahren, die ihm zur Erziehung, zur Ausbildung oder zur Betreuung in der Lebensführung anvertraut oder im Rahmen 
eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, unter Mißbrauch einer mit dem Erziehungs-, Ausbildungs-, Betreuungs-, Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis verbundenen Abhängigkeit bestimmt, sexuelle Handlungen an oder vor einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich 
vornehmen zu lassen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
In den Fällen der Absätze 2 und 3 ist der Versuch strafbar. Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§ 180a Ausbeutung von Prostituierten 
Wer gewerbsmäßig einen Betrieb unterhält oder leitet, in dem Personen der Prostitution nachgehen und in dem diese in persönlicher oder 
wirtschaftlicher Abhängigkeit gehalten werden, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer 
1. einer Person unter achtzehn Jahren zur Ausübung der Prostitution Wohnung, gewerbsmäßig Unterkunft oder gewerbsmäßig Aufenthalt gewährt 
oder 
2. eine andere Person, der er zur Ausübung der Prostitution Wohnung gewährt, zur Prostitution anhält oder im Hinblick auf sie ausbeutet. 
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis 

§§ 180b und 181 (weggefallen) 

§ 181a Zuhälterei 
Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer  
1. eine andere Person, die der Prostitution nachgeht, ausbeutet oder  
2. seines Vermögensvorteils wegen eine andere Person bei der Ausübung der Prostitution überwacht, Ort, Zeit, Ausmaß oder andere Umstände der 
Prostitutionsausübung bestimmt oder Maßnahmen trifft, die sie davon abhalten sollen, die Prostitution aufzugeben, 
und im Hinblick darauf Beziehungen zu ihr unterhält, die über den Einzelfall hinausgehen. 
Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer die persönliche oder wirtschaftliche Unabhängigkeit einer anderen Person 
dadurch beeinträchtigt, dass er gewerbsmäßig die Prostitutionsausübung der anderen Person durch Vermittlung sexuellen Verkehrs fördert und im 
Hinblick darauf Beziehungen zu ihr unterhält, die über den Einzelfall hinausgehen. 
Nach den Absätzen 1 und 2 wird auch bestraft, wer die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Handlungen oder die in Absatz 2 b ezeichnete Förderung 
gegenüber seinem Ehegatten oder Lebenspartner vornimmt. 

§ 181b Führungsaufsicht 
In den Fällen der §§ 174 bis 174c, 176 bis 180, 181a und 182 kann das Gericht Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 

§ 182 Sexueller Mißbrauch von Jugendlichen 
Wer eine Person unter achtzehn Jahren dadurch missbraucht, dass er unter Ausnutzung einer Zwangslage  
1. sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt oder  
2. diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Ebenso wird eine Person über achtzehn Jahren bestraft, die eine Person unter achtzehn Jahren dadurch missbraucht, dass sie gegen Entgelt sexuelle 
Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen lässt. 
Eine Person über einundzwanzig Jahre, die eine Person unter sechzehn Jahren dadurch mißbraucht, daß sie  
1. sexuelle Handlungen an ihr vornimmt oder an sich von ihr vornehmen läßt oder  
2. diese dazu bestimmt, sexuelle Handlungen an einem Dritten vorzunehmen oder von einem Dritten an sich vornehmen zu lassen, 
und dabei die ihr gegenüber fehlende Fähigkeit des Opfers zur sexuellen Selbstbestimmung ausnutzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 
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Der Versuch ist strafbar. 
In den Fällen des Absatzes 3 wird die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen 
Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 
In den Fällen der Absätze 1 bis 3 kann das Gericht von Strafe nach diesen Vorschriften absehen, wenn bei Berücksichtigung des Verhaltens der 
Person, gegen die sich die Tat richtet, das Unrecht der Tat gering ist. 

§ 183 Exhibitionistische Handlungen 
Ein Mann, der eine andere Person durch eine exhibitionistische Handlung belästigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der 
Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 
Das Gericht kann die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe auch dann zur Bewährung aussetzen, wenn zu erwarten ist, daß der Täter erst nach einer 
längeren Heilbehandlung keine exhibitionistischen Handlungen mehr vornehmen wird. 
Absatz 3 gilt auch, wenn ein Mann oder eine Frau wegen einer exhibitionistischen Handlung  
1. nach einer anderen Vorschrift, die im Höchstmaß Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe androht, oder  
2. nach § 174 Absatz 3 Nummer 1 oder § 176 Abs. 4 Nr. 1 bestraft wird. 

§ 183a Erregung öffentlichen Ärgernisses 
Wer öffentlich sexuelle Handlungen vornimmt und dadurch absichtlich oder wissentlich ein Ärgernis erregt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 183 mit Strafe bedroht ist. 

§ 184 Verbreitung pornographischer Schriften 
Wer eine pornographische Schrift (§ 11 Absatz 3)  
1. einer Person unter achtzehn Jahren anbietet, überläßt oder zugänglich macht,  
2. an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren zugänglich ist oder von ihnen eingesehen werden kann, zugänglich macht,  
3. im Einzelhandel außerhalb von Geschäftsräumen, in Kiosken oder anderen Verkaufsstellen, die der Kunde nicht zu betreten pflegt, im 
Versandhandel oder in gewerblichen Leihbüchereien oder Lesezirkeln einem anderen anbietet oder überläßt, 
3a. im Wege gewerblicher Vermietung oder vergleichbarer gewerblicher Gewährung des Gebrauchs, ausgenommen in Ladengeschäften, die Personen 
unter achtzehn Jahren nicht zugänglich sind und von ihnen nicht eingesehen werden können, einem anderen anbietet oder überläß t, 
4. im Wege des Versandhandels einzuführen unternimmt,  
5. öffentlich an einem Ort, der Personen unter achtzehn Jahren zugänglich ist oder von ihnen eingesehen werden kann, oder durch Verbreiten von 
Schriften außerhalb des Geschäftsverkehrs mit dem einschlägigen Handel anbietet oder bewirbt, 
6. an einen anderen gelangen läßt, ohne von diesem hierzu aufgefordert zu sein,  
7. in einer öffentlichen Filmvorführung gegen ein Entgelt zeigt, das ganz oder überwiegend für diese Vorführung verlangt wird,  
8. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält oder einzuführen unternimmt, um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Sinne der Nummern 1 bis 7 zu 
verwenden oder einer anderen Person eine solche Verwendung zu ermöglichen, oder 
9. auszuführen unternimmt, um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Ausland unter Verstoß gegen die dort geltenden Strafvorschriften zu verbreiten 
oder der Öffentlichkeit zugänglich zu machen oder eine solche Verwendung zu ermöglichen, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
Absatz 1 Nr. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der zur Sorge für die Person Berechtigte handelt; dies gilt nicht, wenn der Sorgeberechtigte durch das 
Anbieten, Überlassen oder Zugänglichmachen seine Erziehungspflicht gröblich verletzt. Absatz 1 Nr. 3a gilt nicht, wenn die Handlung im 
Geschäftsverkehr mit gewerblichen Entleihern erfolgt. 
bis (7) (weggefallen) Fußnote 

§ 184 Abs. 1 Nr. 7: Mit dem GG vereinbar, BVerfGE v. 17.1.1978 I 405 - 1 BvL 13/76 - 

§ 184a Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften 
Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine pornographische Schrift (§ 11 Absatz 3), die Gewalttätigkeiten oder 
sexuelle Handlungen von Menschen mit Tieren zum Gegenstand hat, 
1. verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich macht oder  
2. herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, bewirbt oder es unternimmt, diese Schrift ein- oder auszuführen, um sie oder aus ihr gewonnene 
Stücke im Sinne der Nummer 1 oder des § 184d Absatz 1 Satz 1 zu verwenden oder einer anderen Person eine solche Verwendung zu ermöglichen. In 
den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 ist der Versuch strafbar. 

§ 184b Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften 
Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer 1. 
eine kinderpornographische Schrift verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich macht; kinderpornographisch ist eine pornographische Schrift (§ 11 
Absatz 3), wenn sie zum Gegenstand hat: 
 a) sexuelle Handlungen von, an oder vor einer Person unter vierzehn Jahren (Kind),  
 b) die Wiedergabe eines ganz oder teilweise unbekleideten Kindes in unnatürlich geschlechtsbetonter Körperhaltung oder  
 c) die sexuell aufreizende Wiedergabe der unbekleideten Genitalien oder des unbekleideten Gesäßes eines Kindes,  
2. es unternimmt, einer anderen Person den Besitz an einer kinderpornographischen Schrift, die ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen 
wiedergibt, zu verschaffen, 
3. eine kinderpornographische Schrift, die ein tatsächliches Geschehen wiedergibt, herstellt oder 4. 
eine kinderpornographische Schrift herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, bewirbt oder es unternimmt, diese Schrift ein- oder auszuführen, 
um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Sinne der Nummer 1 oder 2 oder des § 184d Absatz 1 Satz 1 zu verwenden oder einer anderen Person eine 
solche Verwendung zu ermöglichen, soweit die Tat nicht nach Nummer 3 mit Strafe bedroht ist. 
Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten 
verbunden hat, und gibt die Schrift in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2 und 4 ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so 
ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren zu erkennen. 
Wer es unternimmt, sich den Besitz an einer kinderpornographischen Schrift, die ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wiedergibt, zu 
verschaffen, oder wer eine solche Schrift besitzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie Absatz 3. 
Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 3 gelten nicht für Handlungen, die ausschließlich der rechtmäßigen Erfüllung von Folgendem dienen: 1. 
staatliche Aufgaben, 2. 
Aufgaben, die sich aus Vereinbarungen mit einer zuständigen staatlichen Stelle ergeben, oder 3. 
dienstliche oder berufliche Pflichten. 
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Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach Absatz 1 Nummer 2 oder 3 oder Absatz 3 bezieht, werden eingezogen. § 74a ist anzuwenden. 

§ 184c Verbreitung, Erwerb und Besitz jugendpornographischer Schriften 
Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  
1. eine jugendpornographische Schrift verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich macht; jugendpornographisch ist eine pornographische Schrift (§ 
11 Absatz 3), wenn sie zum Gegenstand hat: 
 a) sexuelle Handlungen von, an oder vor einer vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alten Person oder  
 b)die Wiedergabe einer ganz oder teilweise unbekleideten vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alten Person in unnatürlich   
geschlechtsbetonter Körperhaltung, 
2. es unternimmt, einer anderen Person den Besitz an einer jugendpornographischen Schrift, die ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen 
wiedergibt, zu verschaffen, 
3. eine jugendpornographische Schrift, die ein tatsächliches Geschehen wiedergibt, herstellt oder 
4. eine jugendpornographische Schrift herstellt, bezieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, bewirbt oder es unternimmt, diese Schrift ein- oder 
auszuführen, um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Sinne der Nummer 1 oder 2 oder des § 184d Absatz 1 Satz 1 zu verwenden oder einer anderen 
Person eine solche Verwendung zu ermöglichen, soweit die Tat nicht nach Nummer 3 mit Strafe bedroht ist. 
Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 1 gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung solcher Taten 
verbunden hat, und gibt die Schrift in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2 und 4 ein tatsächliches oder wirklichkeitsnahes Geschehen wieder, so 
ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen. 
Wer es unternimmt, sich den Besitz an einer jugendpornographischen Schrift, die ein tatsächliches Geschehen wiedergibt, zu verschaffen, oder wer eine 
solche Schrift besitzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Absatz 1 Nummer 3, auch in Verbindung mit Absatz 5, und Absatz 3 sind nicht anzuwenden auf Handlungen von Personen in Bezug auf solche 
jugendpornographischen Schriften, die sie ausschließlich zum persönlichen Gebrauch mit Einwilligung der dargestellten Personen hergestellt haben. 
Der Versuch ist strafbar; dies gilt nicht für Taten nach Absatz 1 Nummer 2 und 4 sowie Absatz 3. 
§ 184b Absatz 5 und 6 gilt entsprechend. 

§ 184d Zugänglichmachen pornographischer Inhalte mittels Rundfunk oder Telemedien; Abruf kinder- und jugendpornographischer Inhalte 
mittels Telemedien 
Nach den §§ 184 bis 184c wird auch bestraft, wer einen pornographischen Inhalt mittels Rundfunk oder Telemedien einer anderen Person oder der 
Öffentlichkeit zugänglich macht. In den Fällen des § 184 Absatz 1 ist Satz 1 bei einer Verbreitung mittels Telemedien nicht anzuwenden, wenn durch 
technische oder sonstige Vorkehrungen sichergestellt ist, dass der pornographische Inhalt Personen unter achtzehn Jahren nicht zugänglich ist. § 184b 
Absatz 5 und 6 gilt entsprechend. 
Nach § 184b Absatz 3 wird auch bestraft, wer es unternimmt, einen kinderpornographischen Inhalt mittels Telemedien abzurufen. Nach § 184c Absatz 3 
wird auch bestraft, wer es unternimmt, einen jugendpornographischen Inhalt mittels Telemedien abzurufen; § 184c Absatz 4 gilt entsprechend. § 184b 
Absatz 5 und 6 Satz 1 gilt entsprechend. 

§ 184e Veranstaltung und Besuch kinder- und jugendpornographischer Darbietungen 

Nach § 184b Absatz 1 wird auch bestraft, wer eine kinderpornographische Darbietung veranstaltet. Nach § 184c Absatz 1 wird auch bestraft, wer eine 
jugendpornographische Darbietung veranstaltet. 
Nach § 184b Absatz 3 wird auch bestraft, wer eine kinderpornographische Darbietung besucht. Nach § 184c Absatz 3 wird auch bestraft, wer eine 
jugendpornographische Darbietung besucht. § 184b Absatz 5 Nummer 1 und 3 gilt entsprechend. 

§ 184f Ausübung der verbotenen Prostitution 
Wer einem durch Rechtsverordnung erlassenen Verbot, der Prostitution an bestimmten Orten überhaupt oder zu bestimmten Tageszeiten nachzugehen, 
beharrlich zuwiderhandelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu einhundertachtzig Tagessätzen bestraft. 

§ 184g Jugendgefährdende Prostitution 
Wer der Prostitution  
1. in der Nähe einer Schule oder anderen Örtlichkeit, die zum Besuch durch Personen unter achtzehn Jahren bestimmt ist, oder  
2. in einem Haus, in dem Personen unter achtzehn Jahren wohnen, in einer Weise nachgeht, die diese Personen sittlich gefährdet, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 184h Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes sind  
1. sexuelle Handlungen nur solche, die im Hinblick auf das jeweils geschützte Rechtsgut von einiger Erheblichkeit sind,  
2. sexuelle Handlungen vor einer anderen Person nur solche, die vor einer anderen Person vorgenommen werden, die den Vorgang wahrnimmt. 

§ 184i Sexuelle Belästigung 
Wer eine andere Person in sexuell bestimmter Weise körperlich berührt und dadurch belästigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn nicht die Tat in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 
In besonders schweren Fällen ist die Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn die 
Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird. 
Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen Interesses an der 
Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten hält. 

§ 184j Straftaten aus Gruppen 
Wer eine Straftat dadurch fördert, dass er sich an einer Personengruppe beteiligt, die eine andere Person zur Begehung einer Straftat an ihr bedrängt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn von einem Beteiligten der Gruppe eine Straftat nach den §§ 177 oder 184i 
begangen wird und die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 

Strafgesetzbuch der DDR 
2. Abschnitt 
Straftaten gegen Freiheit und Würde des Menschen 
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§ 121. Vergewaltigung. (1) Wer eine Frau mit Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leben oder Gesundheit zum außerehelichen 
Geschlechtsverkehr zwingt oder eine wehrlose oder geisteskranke Frau zum außerehelichen Geschlechtsverkehr mißbraucht, wird mit Freiheitsstrafe 
von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. 
In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu zehn Jahren bestraft. Ein schwerer Fall liegt vor, wenn 
die Vergewaltigung von mehreren Tätern gemeinschaftlich oder an einem Mädchen unter sechzehn Jahren begangen wird; 
durch die Vergewaltigung eine schwere Körperverletzung fahrlässig verursacht wird; 
der Täter mehrfach eine Straftat nach den §§ 121 oder 122 begangen hat oder wer bereits wegen einer solchen Straftat bestraft ist. 
Wer durch die Tat den Tod des Opfers fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 

§ 122. Nötigung und Mißbrauch zu sexuellen Handlungen. (1) Wer einen Menschen mit Gewalt oder durch Drohung mit einem schweren Nachteil 
oder durch Ausnutzung einer Notlage oder Mißbrauch seiner gesellschaftlichen oder beruflichen Funktion oder Tätigkeit zur Duldung oder Vornahme 
sexueller Handlungen zwingt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer einen wehrlosen oder geisteskranken Menschen zu sexuellen Handlungen mißbraucht. 
In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft. Ein schwerer Fäll liegt vor, wenn 
die Nötigung oder der Mißbrauch zu sexuellen Handlungen von mehreren Tätern gemeinschaftlich oder an einem Menschen unter sechzehn Jahren 
begangen wird; 
durch die Nötigung oder den Mißbrauch zu sexuellen Handlungen eine schwere Körperverletzung fahrlässig verursacht wird; 
der Täter mehrfach eine Straftat nach den §§ 121 oder 122 begangen hat oder bereits wegen einer solchen Straftat bestraft ist. 
Wer durch die Tat den Tod des Opfers fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 

§ 123. Ausnutzung und Förderung der Prostitution. Wer die Prostitution ausnutzt oder fördert, um daraus Einkünfte zu beziehen, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft. Zusätzlich kann auf Aufenthaltsbeschränkung erkannt werden. 

Durch Gesetz vom 29. Juni 1990 wurde der § 123 letzter Satz gestrichen. 

§ 124. Vornahme sexueller Handlungen in der Öffentlichkeit. Wer sexuelle Handlungen öffentlich in Gegenwart anderer vornimmt, um sich 
dadurch geschlechtlich zu erregen oder zu befriedigen, wird mit Geldstrafe, mit Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren bestraft. 

§ 125. Verbreitung pornografischer Schriften. Wer pornografische Schriften oder andere pornografische Aufzeichnungen, Abbildungen, Filme oder 
Darstellungen verbreitet oder sonst der Öffentlichkeit zugänglich macht, sie zu diesem Zwecke herstellt, einführt oder sich verschafft, wird mit 
öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft. 

§ 132. Menschenhandel. (1) Wer einen Menschen mit Gewalt, Drohung öder durch Täuschung entführt oder rechtswidrig zum Aufenthalt in 
bestimmten Gebieten zwingt oder ihn in außerhalb des Staatsgebietes der Deutschen Demokratischen Republik liegende Gebiete oder Staaten 
verbringt, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft. 

Ebenso wird bestraft, wer die Handlung begeht, um eine Frau zur Prostitution zu bringen oder wer ein minderjähriges Mädchen mit dessen 
Einwilligung außerhalb des Staatsgebietes der Deutschen Demokratischen Republik zum Zwecke der Prostitution verbringt. 
Vorbereitung und Versuch sind strafbar. 

Durch Gesetz vom 28. Juni 1979 wurden 
im Abs. 1 die Worte "in außerhalb des Staatsgebietes der Deutschen Demokratischen Republik liegende Gebiete oder Staaten" und 
im Absatz 2 die Worte „außerhalb des Staatsgebietes der Deutschen Demokratischen Republik" durch die Worte "ins Ausland" erse tzt. 

Durch Gesetz vom 14. Dezember 1988 erhielt der § 132 Abs.2 folgende Fassung: 
"(2) Ebenso wird bestraft, wer die Handlung begeht, um einen Menschen zur Prostitution zu bringen, oder wer ein Kind oder einen Jugendlichen mit 
dessen Einwilligung ins Ausland zum Zwecke der Prostitution verbringt." 

§ 142. Verletzung von Erziehungspflichten. (1) Wer die elterliche oder eine andere Rechtspflicht, für die körperliche, geistige oder sittliche 
Entwicklung eines Kindes oder Jugendlichen zu sorgen, mißachtet, indem er 
das Kind oder den Jugendlichen fortwährend vernachlässigt und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig in der Entwicklung schädigt oder gefährdet; 
das Kind oder den Jugendlichen mißhandelt; 
durch schwere Verletzung dieser Pflichten die Begehung mit Strafe bedrohter Handlungen durch das Kind oder den Jugendlichen begünstigt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft. 
(2) Wer durch die Tat fahrlässig eine schwere Schädigung des Kindes oder Jugendlichen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
fünf Jahren, und wer durch sie den Tod des Opfers fahrlässig verursacht, mit Freiheitsstrafe von zwei bis zu zehn Jahren bestraft. 

§ 144. Entführung von Kindern oder Jugendlichen. (1) Wer ein Kind oder einen Jugendlichen unter sechzehn Jahren den Eltern oder anderen 
Erziehungsberechtigten entführt oder rechtswidrig vorenthält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Verurteilung auf Bewährung, 
Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft. 
Wer 
l. die Tat unter Anwendung von List, Drohung oder Gewalt begeht; 
2. mit der Tat eine erhebliche Schädigung des Kindes oder des Jugendlichen fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf 
Jahren bestraft. 
Wer die Tat in der Absicht begeht, das Kind oder den Jugendlichen in ein Gebiet außerhalb des Staatsgebietes der Deutschen Demokratischen Republik 
zu entführen, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu acht Jahren bestraft. 
Der Versuch ist strafbar. 
Durch Gesetz vom 28. Juni 1979 wurde der § 144 wie folgt geändert: 
der Abs. 3 erhielt folgende Fassung: 
"(3) Wer die Tat in der Absicht begeht, das Kind oder den Jugendlichen ins Ausland zu entführen, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu acht 
Jahren bestraft." 
im Abs. 4 wurden nach dem Wort "strafbar" die Worte ", im Falle des Absatzes 3 auch die Vorbereitung" eingefügt. 
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§ 146. Verbreitung von Schund- und Schmutzerzeugnissen. (1) Wer Kinder oder Jugendliche dadurch gefährdet, daß er Schund- und 
Schmutzerzeugnisse herstellt, einfährt oder verbreitet, wird mit Freiheitsstrafe bis Zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
Wer unter fortwährender Verletzung der ihm obliegenden Aufsichtspflicht den Besitz solcher Erzeugnisse bei Kindern oder Jugendlichen duldet, wird 
mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft oder von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur 
Verantwortung gezogen. 
Schund- und Schmutzerzeugnisse sind Druckoder ähnliche Erzeugnisse, die geeignet sind, bei Kindern und Jugendlichen Neigungen zu - Rassen- und 
Völkerhaß, Grausamkeit, Menschenverachtung, Gewalttätigkeit oder Mord oder anderen Straftaten sowie geschlechtliche Verirrungen hervorzurufen. 

§ 148. Sexueller Mißbrauch von Kindern. (1) Wer ein Kind zu sexuellen Handlungen mißbraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Verurteilung auf Bewährung bestraft. 
Wer durch die Tat fahrlässig eine erhebliche Schädigung des Kindes verursacht oder bereits wegen einer derartigen Handlung bestraft ist, wird mit 
Freiheitsstrafe von zwei bis zu acht Jahren bestraft. 
Wer durch die Tat fahrlässig den Tod des Kindes verursacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf Jahren bestraft: 
Der Versuch ist strafbar. 
Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer noch nicht vierzehn Jahre alt ist. 

Durch Gesetz vom 14. Dezember 1988 wurde im § 148 Abs. 2 das Wort "zwei" ersetzt durch: "einem Jahr". Sexueller Mißbrauch von Jugendlichen 
§ 149. (1) Ein Erwachsener, der einen Jugendlichen anderen. Geschlechts zwischen vierzehn und sechzehn Jahren unter Ausnutzung der moralischen 
Unreife durch Geschenke, Versprechen von Vorteilen oder in ähnlicher Weise dazu mißbraucht, mit ihm Geschlechtsverkehr auszuüben oder 
geschlechtsverkehrsähnliche Handlungen vorzunehmen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft. 
(2) Die Strafverfolgung verjährt in zwei Jahren. 
Durch Gesetz vom 14. Dezember 1988 erhielt der § 149 folgende Fassung: 
"§ 149. Sexueller Mißbrauch von Jugendlichen. (1) Ein Erwachsener, des einen Jugendlichen zwischen vierzehn und sechzehn Jahren unter 
Ausnutzung der moralischen Unreife durch Geschenke, Versprechen von Vorteilen oder in ähnlicher Weise dazu mißbraucht, mit ih m 
Geschlechtsverkehr auszuüben oder geschlechtsverkehrsähnliche Handlungen vorzunehmen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung besrtraft. 
(2) Die Strafverfolgung verjährt in zwei Jahren." 

§ 150. (1) Ein Erwachsener, der unter Ausnutzung seiner Stellung einen Jugendlichen anderen Geschlechts zwischen vierzehn und sechzehn Jahren, der 
ihm zur Eiziehung oder Ausbildung anvertraut ist oder der in seiner Obhut steht, zu sexuellen Handlungen mißbraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft. 
(2) Ein Erwachsener, der unter denselben Voraussetzungen einen Jugendlichen anderen Geschlechts zwischen sechzehn und achtzehn Jahren zum 
Geschlechtsverkehr oder zu geschlechtsverkehrsähnlichen Handlungen mißbraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Verurteilung 
auf Bewährung bestraft. 

Durch Gesetz vom 14. Dezember 1988 erhielt der § 150 folgende Fassung: 
"§ 150. (1) Ein Erwachsener, der unter Ausnutzung seiner Stellung einen Jugendlichen zwischen vierzehn und sechzehn Jahren, der ihm zur 
Erziehung oder Ausbildung anvertraut ist oder der in seiner Obhut steht, zu sexuellen Handlungen mißbraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft. 
(2) Ein Erwachsener, der unter denselben Voraussetzungen einen Jugendlichen zwischen sechzehn und achtzehn Jahren zum Geschlechtsverkehr oder 
zu geschlechtsverkehrsähnlichen Handlungen mißbraucht, wind mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft."
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